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Spenden und Beiträge sind steuerlich 

absetzbar. Erbschaften und Vermächtnisse 

an den NABU sind steuerbefreit. 

Sehr geehrter Frau Sträter, 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit an der Konsultation Entwurf eines Gesetzes 

zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 

2025/794 geänderten Fassung hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

von Unternehmen (Corporate Sustainability Reporting Directive, CSRD) 

teilzunehmen. Im Folgenden finden Sie unsere Einwände zu insgesamt drei 

Themenbereichen. 

1. Verstoß gegen EU-Recht 

 Gegenstand 

Im Rahmen der geplanten nationalen Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 

(„CSRD“) beabsichtigt die Bundesrepublik Deutschland nach Vorlage des Entwurfs 

zur Umsetzung von den unionsrechtlichen Vorgaben abzuweichen: 

• Anhebung der Mitarbeiterschwelle für die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung über das unionsrechtlich vorgegebene 

Maß hinaus; 

Diese Maßnahme steht nicht im Einklang mit dem Unionsrecht. Nachfolgend 

werden die rechtlichen Bedenken näher erläutert. 

 Zur geplanten Anhebung der Mitarbeiterschwelle 

1. Unionsrechtlicher Rahmen 

Die Richtlinie (EU) 2022/2464 ändert die Richtlinie 2013/34/EU, 

dahingehend, dass Unternehmen künftig unter bestimmten 

Schwellenwerten zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet sind. 

Diese Schwellenwerte (Art. 3 der Richtlinie 2013/34/EU) betragen: 

• mehr als 250 Beschäftigte, 

• Bilanzsumme > 25 Mio. EUR, oder 

• Nettoumsatzerlöse > 50 Mio. EUR. 

Die Verpflichtung greift, wenn mindestens zwei dieser Kriterien erfüllt sind. 

2. Rechtliche Bewertung 

Die Mitgliedstaaten sind gemäß Art. 288 Abs. 3 AEUV verpflichtet, 

Richtlinien hinsichtlich ihres Zieles vollständig umzusetzen. Die 

beabsichtigte Erhöhung der Mitarbeiterschwelle in Artikel 96 und Artikel 

97 des Entwurfes zur Umsetzung auf 1000 Beschäftigte reduziert den 

Bundesministerium der Justiz 
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Anwendungsbereich der Richtlinie erheblich und unterläuft damit deren 

zentrale Zielsetzung, die Berichterstattung zu Nachhaltigkeitsthemen 

auszuweiten und zu harmonisieren. 

Eine solche nationale Regelung stellt zudem einen Verstoß gegen das 

Effektivitätsprinzip (effet utile) dar, wonach EU-Rechtsakte so umzusetzen sind, 

dass sie ihre praktische Wirksamkeit entfalten können (vgl. EuGH, Rs. C-14/83 – von 

Colson und Kamann). 

Zudem wird der Anwendungsvorrang des Unionsrechts (vgl. EuGH, Rs. 6/64 – 

Costa/ENEL; Rs. 106/77 – Simmenthal) missachtet, da die nationale Norm dem 

Unionsrecht entgegensteht. 

Schlussfolgerung 

Die hier vorgelegte Abweichung im deutschen Umsetzungsvorhaben zur CSRD 

steht nicht im Einklang mit dem verbindlichen EU-Recht. Sie verletzt insbesondere: 

• Art. 288 Abs. 3 AEUV (Zielverbindlichkeit von Richtlinien), 

• Das Effektivitätsprinzip (effet utile), 

• Den Anwendungsvorrang des Unionsrechts, sowie 

• Art. 4 Abs. 3 EUV (loyale Zusammenarbeit). 

Eine Umsetzung in der derzeit angedachten Form wäre daher unionsrechtswidrig 

und könnte ein Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 258 AEUV nach sich ziehen. 

Es wird daher dringend empfohlen, die Mitarbeiterschwelle vollständig und 

richtlinienkonform umzusetzen. 

 

2. Weitere Inhaltliche Anmerkungen 

2.1 Zulassung von Umweltgutachtern als Prüfer der 

Nachhaltigkeitsberichte 

Es ist von entscheidender Bedeutung, dass Prüfer über ausreichende 

Nachhaltigkeitskompetenz verfügen. Zudem sollten Maßnahmen ergriffen werden, 

um das bestehende Oligopol der großen Wirtschaftsprüfergesellschaften 

zumindest nicht weiter zu verschärfen, ohne dabei die Qualität der 

Berichtsprüfung zu beeinträchtigen. Zudem sollte die Umsetzung der CSRD so 

mittelstandsfreundlich wie möglich erfolgen. Zentraler Faktor dafür ist ein breites 

Angebot an Dienstleistern für die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte, um 

Kapazitätsengpässe und daraus resultierend hohe Kosten zu vermeiden.  

Technischen Prüforganisationen und Umweltgutachter verfügen über Erfahrungen 

im Zertifizieren von Umweltmanagementsysteme, im Verifizieren des CO2-

Fußabdrucks von Unternehmen oder nehmen Lieferkettenaudits vor. Diese 

Leistungen spielen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung eine wichtige Rolle. 

Deswegen sind Kooperationen zwischen Wirtschaftsprüfern und Zertifizierern mit 

Umweltexpertise eine denkbare Lösung für diese Herausforderungen. 

Dementsprechend sollte die Bundesregierung von ihrem Wahlrecht Gebrauch 

machen und auch Umweltgutachter sowie technische Prüforganisation für die 

Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten zulassen. Zumindest sollte jedoch, wie auch 

in der letztjährigen Kabinettsversion vorgesehen, eine zukünftige Evaluierung über 

deren Eignung in den Entwurf aufgenommen werden. 
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2.2 Aufnahme von Förderbanken 

Die beträchtlichen Finanzvolumina, die zu großen Teilen aus öffentlichen Geldern 

stammen, sind insbesondere bei Institutionen wie den Landesbanken von 

Bedeutung.  Da diese Finanzmittel gesetzlichen Mandaten und dem öffentlichen 

Interesse unterliegen, sollte durch eine CSRD konforme 

Nachhaltigkeitsberichterstattung Transparenz über die Aktivitäten von 

öffentlichen Banken hergestellt werden. Staatliche Institutionen sollten 

mindestens so transparent sein wie privatwirtschaftliche Akteure, wenn nicht 

sogar mehr. Zudem sollte auch ein „level playing field“ erreicht werden, sodass 

öffentliche Förderbanken den gleichen Verpflichtungen zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung wie private Unternehmen unterliegen, um den 

Wettbewerb nicht zu verfälschen. Dementsprechend muss der Schwellenwert zur 

Bilanzsumme von Förderbanken in Höhe von 300 Milliarden aus dem 

Referentenentwurf entfernt werden. 

3. Prozessuale Anmerkungen 

3.1 Prüfsicherheit 

In den anfänglichen Ausführungen zum Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wird 

davon ausgegangen, dass es auch zukünftig bei begrenzter Prüfungssicherheit 

bleibt.  Dies widerspricht der CSRD und deshalb sollte die Umsetzung in deutsches 

Recht nicht auf dieser Annahme basierend stattfinden. Durch die kurze 

Konsultationszeit war es leider nicht möglich, abschließend zu prüfen, ob sich dies 

im Referentenentwurf widerspiegelt oder nicht. Dies stellte auch eine 

angemessene Analyse der anderen Teile vor große Schwierigkeiten. Die 

abgelaufene Umsetzungsfrist ist längst bekannt und sollte somit nicht als Ausrede 

hierzu dienen können. 

 

3.2 Die Rolle des DRSC als Nationaler Standardsetzer 

Die Rolle des DRSC – insbesondere im europäischen Standardisierungsgremium 

EFRAG – steht weiterhin in der Kritik. Diese wurde bereits im vergangenen Jahr in 

einem offenen Brief zahlreicher zivilgesellschaftlicher Organisationen an 

Justizminister Dr. Marco Buschmann deutlich formuliert und hat seither nicht an 

Relevanz verloren. Im Zentrum der Kritik steht nach wie vor die Zusammensetzung 

des Deutschen Rechnungslegung Standards Committee (DRSC), dessen 

Mitgliedermehrheit aus kapitalmarktorientierten Industrieunternehmen und 

wirtschaftsnahen Verbänden besteht. Dies führt aus Sicht der Unterzeichnenden 

dazu, dass primär die Interessen großer Konzerne vertreten werden, während es 

an ausgewiesener Expertise im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

mangelt. 

Als Reaktion auf die Kritik wurde in der Zwischenzeit ein Stakeholder Panel 

einberufen. Dieses wird von zivilgesellschaftlicher Seite jedoch nicht als 

ausreichende Maßnahme angesehen, da es weder strukturell unabhängig agiert 

noch eine ausgewogene Repräsentation unterschiedlicher gesellschaftlicher 

Perspektiven sicherstellt. Zudem hat das Panel keinerlei verbindlichen Einfluss auf 

die Entscheidungsprozesse des DRSC, sondern wird lediglich auf Zuruf einbezogen, 

was seine Wirksamkeit stark einschränkt. 

Dieser Kritik geht das angehängte Gutachten aus rechtlicher Perspektive anhand 

der folgenden Fragestellungen nach: 
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• Bietet das geltende Recht in Form von § 342q HGB und darauf gestütztem 

Standardisierungsvertrag derzeit eine hinreichende Grundlage für eine 

Betätigung des DRSC als nationaler Standardsetzer im Bereich der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung? 

• Welche Anforderungen ergeben sich aus dem Verfassungsrecht und aus 

dem Unionsrecht, namentlich der CSRD, an eine solche Betätigung? 

Die Untersuchung des Anwendungsbereichs der gesetzlichen Ermächtigung zur 

Standardsetzung in § 342q HGB im Gutachten hat ergeben, dass das DRSC derzeit 

im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung weder zum Erlass von 

Empfehlungen noch zur Vertretung der Bundesrepublik in internationalen 

Standardisierungsgremien wie EFRAG befugt ist. 

• Die aktuelle Rechtsgrundlage in § 342q HGB erstreckt sich lediglich auf 

den Bereich der finanziellen Rechnungslegung und umfasst nicht die 

nichtfinanzielle Nachhaltigkeitsberichterstattung. Der 

Standardisierungsvertrag beruht auf § 342q HGB und kann keine 

darüberhinausgehenden Kompetenzen schaffen. Eine Anerkennung des 

DRSC als Standardsetzungsorganisation besteht zum jetzigen Zeitpunkt 

daher allein im Bereich der „klassischen“ Rechnungslegung. 

• Außerdem ist die von § 342q HGB verlangte „Unabhängigkeit“ des DSRC 

nicht gewährleistet. Dessen innere Organisation (unausgeglichene 

Besetzung zentraler Gremien) bevorzugt strukturell einseitig die 

Interessen großer Kapitalgesellschaften. Dies ist auch ein 

kartellrechtliches Problem, weil die gesetzlich abgesicherte Marktmacht 

des DSRC bei der Standardsetzung den Wettbewerb auf dem 

Kapitalmarkt, den die Nachhaltigkeitsberichterstattung beeinflusst, 

verzerren kann. 

Die Konsequenz ist, dass das DRSC bezüglich der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

derzeit ohne ausreichendes Mandat agiert. Der DRSC kann in diesem Bereich keine 

Empfehlungen abgeben, denen die Vermutungswirkung des § 342q Abs. 2 HGB 

zukäme. Ebenso wenig ist er auf Grundlage des § 342q Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HGB 

befugt, die Bundesrepublik im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung bei 

EFRAG vertreten. 

Dies macht eine Anpassung der Rechtsgrundlage in § 342q HGB sowie – daran 

anknüpfend – von Standardisierungsverträgen notwendig. Dabei ergeben sich 

folgende Anforderungen aus dem höherrangigen Recht: 

• Aus verfassungsrechtlichen Gründen ist darauf zu achten, dass eine 

Anerkennung nur bei entsprechender fachlicher Kompetenz und 

organisatorischer Absicherung der Berücksichtigung der relevanten 

Stakeholder Interessen erfolgt. Denn bei der Privatisierung öffentlicher 

Aufgaben (wie der Standardsetzung) muss das Recht eine 

gemeinwohlverträgliche Ausübung der Befugnisse sicherstellen. Dies gilt 

sowohl hinsichtlich der Konformitätsvermutung des § 342q Abs. 2 HGB als 

auch für die Beteiligung bei EFRAG, weil diese die gesetzlichen 

Festlegungen durch die EU-Kommission vorbereitet. 

• Diese Anforderungen (Fachkompetenz, plurale Zusammensetzung) 

ergeben sich zudem aus dem Unionsrecht. Für eine etwaige weitere 

Konkretisierung von Nachhaltigkeitsstandards auf nationaler Ebene gilt 
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dies deswegen, weil anderenfalls die effektive Durchsetzung der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung beeinträchtigt würde. Hinsichtlich der 

Beteiligung an EFRAG gebietet die CSRD eine entsprechende 

Fachkompetenz der an der technischen Berichterstattung mitwirkenden 

Organisationen, auch wenn die Richtlinie gegenüber öffentlichen 

Einrichtungen und nationalen Standardsetzern von einer 

Sanktionsmöglichkeit durch die Kommission absieht. Das Erfordernis 

einer hinreichend pluralen Zusammensetzung ergibt sich wegen der 

besonderen Rolle des nationalen Standardsetzers zudem aus dem 

europäischen Kartellrecht 

Wir fordern Sie auf, die dargelegten Punkte zu berücksichtigen und stehen für 

Rückfragen jederzeit zur Verfügung. 

Anlage 

Das gesamte Rechtsgutachten kann hier abgerufen werden 

 

https://www.germanwatch.org/de/90759

